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»�Eine Eigenkapitalunterlegung 
nur für Neukäufe von Staats­
anleihen könnte sinnvoll sein «

1.	 Frau Schäfer, seit dem Jahr 2013 verhandelt der Baseler 
Ausschuss für Bankenaufsicht ein Reformpaket Basel 
III. Inwiefern herrscht Einigkeit bei der Erhöhung der 
Eigenkapitalforderungen für EU-Staatsanleihen, die bis-
lang zu 100 Prozent mit Fremdkapital finanziert werden 
können? Es herrscht wohl Einigkeit darüber, dass man 
in Zukunft Eigenkapitalanforderungen für EU-Staatsan-
leihen einführen will. Über die Details ist bislang nichts 
bekannt geworden.

2.	 Von welchem Szenario gehen Sie in Ihrer Untersuchung 
aus? Wir gehen davon aus, dass die Staatsanleihen 
zukünftig nach dem Standardansatz mit Eigenkapital 
unterlegt werden müssen. Das bedeutet, dass Staats-
anleihen mit sehr gutem Rating nach wie vor eine 
Eigenkapitalanforderung von null haben. In niedrigeren 
Ratingstufen werden abgestuft Risikogewichte höher 
als null, also zum Beispiel mit 50 Prozent oder auch 
100 Prozent Risikogewicht angenommen. Wenn man 
annimmt, dass Staatsanleihen wie normale Kreditex-
posures im Standardansatz behandelt werden, dann 
kann man die zukünftigen Eigenkapitalanforderungen 
ausrechnen.

3.	 Das heißt, der geforderte Eigenkapitalanteil für eine 
Staatsanleihe richtet sich nach dem Rating des betref-
fenden Landes? Genau. Die drei wichtigsten Ratingagen-
turen sind Standard & Poor´s, Moody´s und Fitch, die 
für die Staaten Ratings definieren. Wir benutzen das 
Rating, das Fitch herausgibt, um aufgrund des Ratings 
das Risikogewicht für die Staatsanleihen zu berechnen.

4.	 Wie viel zusätzliches Eigenkapital werden die Banken 
der großen Euroraum-Länder benötigen, wenn das Eigen-
kapitalprivileg wegfallen sollte? Die deutschen Banken, 
die im Stresstest 2016 getestet wurden, brauchen nur 
1,8 Milliarden Euro zusätzliches Eigenkapital. Das ist 
eine verschwindend geringe Summe und nur ein Prozent 
des vorhandenen Eigenkapitals. Das dürfte der Markt 
jederzeit hergeben. Bei den französischen Banken ist die 
Situation ähnlich, obwohl sie mit etwa drei Milliarden 
Euro einen etwas höheren Bedarf haben; aber auch 
das dürfte der Markt ohne Probleme hergeben. Die 

italienischen Banken hingegen hätten einen zusätz-
lichen Eigenkapitalbedarf von etwa neun Milliarden 
Euro. Momentan ist es für italienische Banken ohnehin 
schwierig, Eigenkapital zu bekommen, und wenn man 
sich klarmacht, dass der staatliche Rettungsfonds für die 
italienischen Banken 20 Milliarden Euro umfasst, dann 
sind neun Milliarden schon relativ viel.

5.	 Eine Erhöhung der Eigenkapitalforderungen ginge also 
zulasten der europäischen Krisenländer? Das muss man 
so sagen. Die Ursache ist, dass fast alle Banken eine 
Präferenz für einheimische Staatsanleihen haben. Wenn 
nun das eigene Land eine niedrige Ratingkennziffer hat, 
dann bedeutet das für diese Banken einen vergleichs-
weise hohen Kapitalbedarf. Der muss über den Markt 
erworben werden, und das ist gerade bei Krisenländern 
natürlich schwierig.

6.	 Wie beurteilen Sie insgesamt eine Erhöhung der Eigen-
kapitalforderung? Sorgt diese Maßnahme für mehr Si-
cherheit im europäischen Bankensektor? Prinzipiell ist es 
zu begrüßen, wenn höhere Eigenkapitalanforderungen 
für Staatsanleihen gestellt werden, die bisher zu Unrecht 
von jeglicher Unterlegungspflicht ausgenommen waren. 
Allerdings bedeutet das, dass ein hoher zusätzlicher 
Eigenkapitalbedarf, der möglicherweise nicht über den 
Markt gedeckt werden kann, die staatlichen Stellen vor 
die Anforderung stellen könnte, zusätzliches Eigenkapi-
tal zur Verfügung zu stellen. Das aber ist gerade bei den 
Krisenländern schwierig, weil ja gerade dort die hohe 
Staatsverschuldung ein Problem darstellt. Man bräuchte 
zusätzliche Mittel für das Staatsbudget und müsste die 
Verschuldung nochmals anheben. Das käme für die 
Krisenländer zum gegenwärtigen Zeitpunkt zur Unzeit.

7.	 Wie könnte ein Ausweg aus dem Dilemma aussehen? 
Ein Ausweg könnte sein, dass nur dann mit Eigenkapital 
unterlegt werden muss, wenn eine Bank eine Staats-
anleihe neu in die Bücher nimmt, also neu in Staats-
anleihen investiert. Das würde das Problem sicherlich 
entschärfen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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